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Auf die Revision der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 18. Dezember 2003 aufgehoben. Der Rechtsstreit wird zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Die KlÃ¤gerin ist TrÃ¤gerin des St. L. in E â�¦ Die bei der beklagten
Bundesknappschaft gesetzlich pflegeversicherte Helga K. (Versicherte) war dort
nach einem Schlaganfall vom 3. Dezember 1999 bis zu ihrem Tode am 14.
November 2000 vollstationÃ¤r untergebracht. Mit Bescheid vom 13. Dezember
1999 gewÃ¤hrte die Beklagte der Versicherten Leistungen der Pflegestufe II fÃ¼r
vollstationÃ¤re Pflege. Dem lag ein sozialmedizinisches Gutachten von Dr. H. zu
Grunde, der den zeitlichen Hilfeaufwand fÃ¼r die Versicherte im Bereich der
Grundpflege mit 126 Minuten und bei der hauswirtschaftlichen Versorgung mit 60
Minuten beziffert hatte. Aus Anlass einer Nachuntersuchung durch Dr. S. teilte die
Beklagte der Versicherten mit Bescheid vom 30. Mai 2000 mit, dass sich im
Vergleich zur Vorbegutachtung keine wesentliche quantitative Ã�nderung des
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Pflegebedarfs ergeben habe; das zeitliche PflegeausmaÃ� habe zwar insbesondere
durch das Fortschreiten der Hirnleistungsminderung gegenÃ¼ber dem
Vorgutachten leicht zugenommen, die Pflegestufe II sei jedoch auf Dauer
angemessen. Hiergegen legte die KlÃ¤gerin sowohl im eigenen Namen als auch im
Namen der Versicherten Widerspruch ein, weil pflegeerschwerend ein Zustand von
Demenz bei KoordinationsstÃ¶rung, eine starke Inkontinenz sowie eine
aufwÃ¤ndige Anleitung bei der Nahrungsaufnahme wegen Sorge um den
FlÃ¼ssigkeitshaushalt zu berÃ¼cksichtigen seien. Nach Einholung eines weiteren
sozialmedizinischen Gutachtens von Dr. G. , der einen Zeitaufwand von 200 Minuten
bei der Grundpflege ermittelte und die Pflegestufe II weiterhin fÃ¼r angemessen
hielt, wies die Beklagte den Widerspruch mit an die KlÃ¤gerin gerichtetem
Widerspruchsbescheid vom 10. Oktober 2000 zurÃ¼ck.

Hiergegen haben die KlÃ¤gerin und die Versicherte Klage erhoben; die Klage der
Versicherten ist nach deren Tod zurÃ¼ckgenommen worden. Zur BegrÃ¼ndung hat
die KlÃ¤gerin ausgefÃ¼hrt, auf Grund der schwierigen Pflegesituation bei der
Versicherten und des tatsÃ¤chlichen Pflegeaufwandes von 376 Minuten liege die
Pflegestufe III vor. Durch die Entscheidung der Beklagten sei sie selbst beschwert,
weil sich die Entscheidung Ã¼ber die Einstufung der Versicherten unmittelbar auf
die HÃ¶he der VergÃ¼tung auswirke und eine falsche Einstufung ihr Recht auf
leistungsgerechte VergÃ¼tung verletze. Das Sozialgericht (SG) hat die Klage
abgewiesen (Urteil vom 29. April 2003), das Landessozialgericht (LSG) die
hiergegen gerichtete Berufung zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 18. Dezember 2003).
Der Hauptantrag, mit dem eine rÃ¼ckwirkende HÃ¶herstufung der Versicherten in
die Pflegestufe III begehrt werde, sei unzulÃ¤ssig, weil die KlÃ¤gerin insoweit nicht
befugt sei, ein eigenes Recht oder ein fremdes Recht im eigenen Namen geltend zu
machen. Zur Geltendmachung eines eigenen Rechts fehle ihr die erforderliche
Klagebefugnis, weil das Gesetz diesbezÃ¼glich kein eigenstÃ¤ndiges subjektives
Recht des HeimtrÃ¤gers gegen die Pflegekasse vorsehe. Zur Geltendmachung des
Anspruchs als fremdes Recht in eigenem Namen fehle es an der
ProzessfÃ¼hrungsbefugnis, weil weder ein Fall der gesetzlichen noch der
gewillkÃ¼rten Prozessstandschaft vorliege. Der Hilfsantrag, mit dem eine
rÃ¼ckwirkende Einstufung in die Pflegeklasse III begehrt werde, sei zulÃ¤ssig, aber
unbegrÃ¼ndet, weil die Voraussetzungen des Â§ 84 Abs 2 Satz 3 Elftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XI) nicht erfÃ¼llt seien. Das dort im 2. Halbsatz vorgesehene
Verfahren sei nicht eingehalten worden; es fehle an der gemeinsamen Beurteilung
des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) und der Pflegeleitung
des Pflegeheims. Die KlÃ¤gerin hÃ¤tte eine Beurteilung des MDK herbeifÃ¼hren
mÃ¼ssen, ob die Zuordnung der Versicherten zu einer anderen Pflegeklasse
notwendig sei; es kÃ¶nne nicht Aufgabe der Sozialgerichte sein, die erforderliche
gemeinsame Beurteilung im Nachhinein zu veranlassen oder Ermittlungen dazu
anzustellen, ob die Voraussetzungen fÃ¼r die Einordnung in eine andere
Pflegeklasse vorliegen.

Mit ihrer Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin eine Verletzung der Â§Â§ 82 Abs 1 und 84
Abs 2 SGB XI sowie von Art 12 Abs 1, 14 Abs 1 und 19 Abs 4 Grundgesetz (GG). Im
Hinblick auf ihren Hauptantrag sei sie klagebefugt, weil die Zuordnung eines
PflegebedÃ¼rftigen zu einer der Pflegestufen des Â§ 15 Abs 1 SGB XI gemÃ¤Ã� Â§
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84 Abs 2 Satz 3, 1. Halbsatz SGB XI unmittelbare Auswirkungen auf die
Leistungsgerechtheit der VergÃ¼tung habe und sie deshalb berechtigt sein
mÃ¼sse, diese Einstufung Ã¼berprÃ¼fen zu lassen. Als TrÃ¤gerin eines
Altenheimes sei sie verpflichtet, die Pflege â�� unabhÃ¤ngig von der Einstufung des
PflegebedÃ¼rftigen â�� an dessen Gesundheitszustand auszurichten. Das LSG
hÃ¤tte deshalb prÃ¼fen mÃ¼ssen, ob die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung
von Leistungen nach der Pflegestufe III gemÃ¤Ã� Â§Â§ 14, 15 SGB XI vorlÃ¤gen. Die
vorgelegte Pflegedokumentation habe einen zeitlichen Pflegeaufwand von Ã¼ber
240 Minuten tÃ¤glich ergeben, und zwar wegen starker seniler Alzheimer-Demenz
mit KoordinationsstÃ¶rungen, starker Inkontinenz, aufwÃ¤ndiger Anleitung bei der
Nahrungsaufnahme sowie wegen des erhÃ¶hten Aufwands fÃ¼r Behandlungspflege
und soziale Betreuung; zumindest hÃ¤tte das LSG ein medizinisches
SachverstÃ¤ndigengutachten einholen mÃ¼ssen. Die Ã�ffnungsklausel des Â§ 84
Abs 2 Satz 3, 2. Halbsatz SGB XI lasse zwar beim Abweichen von der Grundregel des
1. Halbsatzes dieser Vorschrift eine gemeinsame Beurteilung von MDK und
Pflegeleitung zu, schlieÃ�e damit jedoch nicht das behÃ¶rdliche bzw gerichtliche
Verfahren zur Ã�berprÃ¼fung der Pflegestufenzuordnung aus. Mangels einer
entgegenstehenden Beurteilung des MDK hÃ¤tte die Beklagte den Antrag auf
HÃ¶herstufung inhaltlich prÃ¼fen und positiv bescheiden mÃ¼ssen. Durch die
Weigerung der Beklagten werde ihr das Recht genommen, ihren Anspruch auf
leistungsgerechte VergÃ¼tung gerichtlich klÃ¤ren zu lassen. Dies verletze sie in
ihren Rechten auf gleiche Chancen im Wettbewerb und auf Schutz des Eigentums
â�� Art 12 Abs 1 und 14 Abs 1 GG. Zumindest stehe ihr aber der hilfsweise geltend
gemachte Anspruch zu, eine rÃ¼ckwirkende Zuordnung der Versicherten in die
Pflegeklasse/Pflegestufe III verlangen zu kÃ¶nnen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 18. Dezember 2003
und des Sozialgerichts Duisburg vom 29. April 2003 zu Ã¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, an sie 1.073,73 EUR zu zahlen;
hilfsweise,
unter Aufhebung des Bescheides vom 30. Mai 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10. Oktober 2000 festzustellen, dass die Versicherte
Helga K. rÃ¼ckwirkend ab Mai 2000 der Pflegeklasse/Pflegestufe III zuzuordnen ist.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Die Klage sei unzulÃ¤ssig, soweit die KlÃ¤gerin eine rÃ¼ckwirkende Zuordnung der
Versicherten in die Pflegeklasse/Pflegestufe III begehre, denn die Zuordnung von
Versicherten zu bestimmten Pflegestufen betreffe nicht die rechtlich geschÃ¼tzten
Interessen eines HeimtrÃ¤gers. Im Ã�brigen sei die Klage unbegrÃ¼ndet, weil das
in Â§ 84 Abs 2 Satz 3, 2. Halbsatz SGB XI vorgeschriebene Verfahren von der
KlÃ¤gerin nicht durchgefÃ¼hrt, sogar noch nicht einmal von ihr initiiert worden sei.
Die KlÃ¤gerin habe deshalb keinen Anspruch auf den Unterschiedsbetrag zwischen
den PflegesÃ¤tzen der Pflegeklassen II und III.

II
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Die Revision der KlÃ¤gerin ist im Sinne der Aufhebung des Berufungsurteils und der
ZurÃ¼ckverweisung des Rechtsstreits an das LSG zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung begrÃ¼ndet (Â§ 170 Abs 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)). Die
Vorinstanzen haben zwar im Ergebnis zutreffend entschieden, dass die Klage
mangels Klagebefugnis unzulÃ¤ssig ist, soweit die rÃ¼ckwirkende Zuordnung der
Versicherten zur Pflegeklasse/Pflegestufe III begehrt wird. Im Ã�brigen ist die Klage
zulÃ¤ssig, jedoch konnte wegen fehlender tatsÃ¤chlicher Feststellungen des LSG
keine abschlieÃ�ende Entscheidung darÃ¼ber getroffen werden, ob die KlÃ¤gerin
einen Anspruch auf den Unterschiedsbetrag zwischen den PflegesÃ¤tzen der
Pflegeklassen II und III fÃ¼r sieben Monate in der geltend gemachten HÃ¶he
besitzt. Ein Anspruch auf Zahlung des Pflegesatzes gemÃ¤Ã� der Pflegeklasse III
hÃ¤tte ihr nur zugestanden, wenn die Versicherte in den letzten sieben Monaten vor
ihrem Tode zu Unrecht in die Pflegestufe II eingeordnet war. Die Beklagte hÃ¤tte
dann den Unterschiedsbetrag zwischen den jeweiligen HÃ¶chstbetrÃ¤gen fÃ¼r die
Pflegestufen II und III in HÃ¶he von monatlich 300 DM (= 153,39 Euro) an die
KlÃ¤gerin nachzuzahlen. Die Entscheidung dieser Frage hÃ¤ngt davon ab, ob im
Falle der KlÃ¤gerin von Mai bis zu ihrem Tode am 14. November 2000
durchschnittlich ein Pflegebedarf â�� auch nachts â�� von fÃ¼nf Stunden tÃ¤glich
angefallen ist, wovon auf die Grundpflege mindestens vier Stunden entfallen
mÃ¼ssen (Â§ 15 Abs 1 Satz 1 Nr 3, Abs 3 Nr 3 SGB XI). Die hierfÃ¼r maÃ�geblichen
Tatsachenfeststellungen hat das LSG nachzuholen.

1. Die auch im Revisionsverfahren von Amts wegen zu beachtenden
Sachurteilsvoraussetzungen liegen vor.

a) Die KlÃ¤gerin hat bei zutreffender Auslegung ihres Klagebegehrens eine
Zahlungsklage erhoben, die als echte Leistungsklage nach Â§ 54 Abs 5 SGG
zulÃ¤ssig ist. Die von den Vorinstanzen vertretene Auffassung, es gehe im
Wesentlichen um eine von der Beklagten zu treffende Einstufung der Versicherten
in die Pflegeklasse III (was der Sache nach einer Feststellungsklage nach Â§ 55 Abs
1 Nr 1 SGG gleichkÃ¤me, weil die "Feststellung des Bestehens eines
RechtsverhÃ¤ltnisses" im Streit wÃ¤re), teilt der erkennende Senat nicht. Schon im
Verfahren vor dem SG hat die KlÃ¤gerin mit hinreichender Deutlichkeit ausgefÃ¼hrt
und auch in ihrem Klageantrag zum Ausdruck gebracht, dass sie von der Beklagten
nicht nur die Feststellung verlangt, die Versicherte ab Mai 2000 der
Pflegestufe/Pflegeklasse III zuzuordnen, um anschlieÃ�end gegenÃ¼ber dem
Rechtsnachfolger der verstorbenen Versicherten aus dem der Heimpflege zu
Grunde liegenden und auf Â§ 5 Heimgesetz (HeimG) basierenden zivilrechtlichen
Heimvertrag die Differenz zwischen den PflegesÃ¤tzen der Pflegeklassen II und III
geltend zu machen, sondern von der Beklagten selbst eine leistungsgerechte und
dem tatsÃ¤chlichen AusmaÃ� der Pflege der Versicherten entsprechende
VergÃ¼tung begehrt. Demzufolge hat die KlÃ¤gerin in der Revisionsinstanz
klargestellt, dass sie unmittelbar die aus der Feststellung der Pflegeklasse III
folgende Zahlung des Differenzbetrages des Kostenanteils der sozialen
Pflegeversicherung zwischen dem bereits geleisteten Anteil nach der Pflegestufe II
und dem Anteil nach der Pflegestufe III in HÃ¶he von monatlich 300 DM (= 153,39
Euro â�� die Rundung auf 153 EUR gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs 5 Satz 1 Nr 2 und 3 SGB XI
gilt erst seit dem 1. Januar 2002) verlangt. Diesem Klagebegehren wird die
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Leistungsklage nach Â§ 54 Abs 5 SGG gerecht, in deren Rahmen die Frage inzident
mitentschieden wird, ob die Versicherte zu Recht der Pflegeklasse II zugeordnet war
oder der Pflegeklasse III hÃ¤tte zugeordnet werden mÃ¼ssen. Die gesonderte
Feststellung der Zuordnung eines/einer Versicherten zu einer bestimmten
Pflegestufe oder Pflegeklasse ist daneben nicht mÃ¶glich; der Hilfsantrag der
KlÃ¤gerin wÃ¤re also unzulÃ¤ssig (vgl dazu unten 2 c).

Der geÃ¤nderte Klageantrag verstÃ¶Ã�t nicht gegen das Verbot von
KlageÃ¤nderungen im Revisionsverfahren (Â§ 168 SGG). Selbst wenn man von einer
auf die Feststellungsklage nach Â§ 55 SGG zugeschnittenen Antragstellung in erster
und zweiter Instanz ausgehen wÃ¼rde, beruhte dies auf einer zu engen, der
Klageschrift und der KlagebegrÃ¼ndung nicht hinreichend gerecht werdenden
Auslegung des Klagebegehrens. Die Vorinstanzen hÃ¤tten insoweit auf eine
konkretisierte und dem wirklichen Klagebegehren entsprechende Antragstellung
hinwirken mÃ¼ssen (Â§ 106 Abs 1 SGG). Der in der Revisionsinstanz gestellte und
konkretisierte Zahlungsantrag wird dem von Anfang an verfolgten Klageziel
gerecht. Es handelt sich inhaltlich lediglich um eine Klarstellung des eigentlichen
Begehrens, die nach Â§ 99 Abs 3 Nr 2 SGG nicht als KlageÃ¤nderung anzusehen ist.
Das Verbot von KlageÃ¤nderungen im Revisionsverfahren (Â§ 168 SGG) schlieÃ�t
Ã�nderungen, die nach Â§ 99 Abs 3 SGG nicht als KlageÃ¤nderungen gelten, nicht
aus (vgl Meyer-Ladewig in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Aufl 2005, Â§
168 RdNr 2a, 2b mwN).

Da sich die KlÃ¤gerin als Heimbetreiberin und die Beklagte als Pflegekasse
hinsichtlich der Zahlung des Kostenanteils der sozialen Pflegeversicherung bei
Heimpflege in einem auf dem abgeschlossenen Versorgungsvertrag (Â§Â§ 72, 73
SGB XI) beruhenden GleichordnungsverhÃ¤ltnis befinden, kam eine Regelung durch
Verwaltungsakt und damit eine Anfechtungs- und Leistungsklage nach Â§ 54 Abs 4
SGG nicht in Betracht. Ein Vorverfahren war deshalb nicht durchzufÃ¼hren.

b) Eine Sachentscheidung kann nicht ergehen, ohne den Rechtsnachfolger der
Versicherten zu dem Verfahren beizuladen; das LSG wird eine entsprechende
Beiladung zu veranlassen haben.

Zu einem Rechtsstreit Ã¼ber eine Leistungsklage der vorliegenden Art ist der
Versicherte â�� bzw nach dessen Tod der Rechtsnachfolger â�� gemÃ¤Ã� Â§ 75 Abs
2, 1. Alternative SGG grundsÃ¤tzlich beizuladen. Nach dieser Vorschrift ist ein
Dritter notwendig beizuladen, wenn er an dem streitigen RechtsverhÃ¤ltnis in der
Weise beteiligt ist, dass die Entscheidung auch ihm gegenÃ¼ber nur einheitlich
ergehen kann. Das ist hier der Fall. Die Frage, ob ein HeimtrÃ¤ger fÃ¼r die
Heimpflege eines Versicherten den Pflegesatz nach der Pflegeklasse III statt der
Pflegeklasse II abrechnen darf und die Pflegekasse deshalb den Kostenanteil der
sozialen Pflegeversicherung nach der Pflegestufe III zu leisten hat, kann im
VerhÃ¤ltnis des HeimtrÃ¤gers zur Pflegekasse und zum Versicherten zwangslÃ¤ufig
nur einheitlich entschieden werden. Schuldner der PflegesÃ¤tze, die das Entgelt
fÃ¼r die Heimpflege bestimmen (Â§ 84 Abs 1 SGB XI), sind bis zu den
HÃ¶chstbetrÃ¤gen des Â§ 43 Abs 5 SGB XI die Pflegekassen (Â§ 87a Abs 3 Satz 1
SGB XI) und im Ã�brigen die Versicherten; soweit diese nicht leistungsfÃ¤hig â��
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also bedÃ¼rftig â�� sind, haben die SozialhilfetrÃ¤ger fÃ¼r die vom Versicherten
geschuldeten Kosten aufzukommen. Der Pflegesatz gilt fÃ¼r alle Beteiligten
gleichermaÃ�en und richtet sich nach der Pflegeklasse, in welche der Versicherte
eingestuft wird (Â§ 84 Abs 2 Satz 2 SGB XI). Die Pflegeklasse wiederum richtet sich
grundsÃ¤tzlich nach der zuerkannten Pflegestufe (Â§ 84 Abs 2 Satz 2 Halbsatz 1
SGB XI). Da die HÃ¶chstbetrÃ¤ge des Â§ 43 Abs 5 SGB XI fÃ¼r die monatlichen
Kosten der Heimpflege in aller Regel nicht ausreichen, muss der Versicherte
deshalb aus eigenen Mitteln zuzahlen. Eine hÃ¶here Einstufung hat durch den dann
abrechenbaren hÃ¶heren Pflegesatz regelmÃ¤Ã�ig zur Folge, dass der Eigenanteil
des Versicherten trotz hÃ¶herer Leistung der Pflegekasse wÃ¤chst. Der Versicherte
ist von der Entscheidung Ã¼ber Zahlungsklagen der vorliegenden Art deshalb
unmittelbar betroffen.

Die hiernach notwendige Beiladung des Rechtsnachfolgers der Versicherten ist in
den Vorinstanzen unterblieben. Da seine Zustimmung nicht vorlag, war auch eine
Nachholung der Beiladung im Revisionsverfahren nicht mÃ¶glich (Â§ 168 SGG).

2. Der Senat kann mangels ausreichender tatsÃ¤chlicher Feststellungen durch das
LSG nicht abschlieÃ�end entscheiden, ob die Revision der KlÃ¤gerin begrÃ¼ndet ist
oder nicht. Ihr steht der geltend gemachte Zahlungsanspruch nicht zu, wenn die
Versicherte zu Recht der Pflegestufe II zugeordnet war und deshalb nur
PflegesÃ¤tze nach der Pflegeklasse II in Rechnung gestellt werden durften, die nach
MaÃ�gabe des auf sie entfallenden monatlichen Anteils von 2.500 DM (jetzt 1.279
Euro, Â§ 43 Abs 5 Satz 1 Nr 2 SGB XI) von der Beklagten bereits gezahlt worden
sind. Ergibt sich jedoch auf Grund der vom LSG noch nachzuholenden
Tatsachenfeststellungen, dass die Versicherte wegen ihrer nach Â§ 14 und Â§ 15
Abs 1 Satz 1 Nr 3, Abs 3 Nr 3 SGB XI anzuerkennenden erhÃ¶hten
PflegebedÃ¼rftigkeit der Pflegestufe III hÃ¤tte zugeordnet werden mÃ¼ssen, dann
hÃ¤tte dies eine entsprechende HÃ¶herstufung mit der Folge der Abrechenbarkeit
von PflegesÃ¤tzen nach der Pflegeklasse III und einer Kostentragungspflicht der
Beklagten in HÃ¶he von monatlich 2.800 DM (jetzt 1.432 Euro, Â§ 43 Abs 5 Satz 1
Nr 3 SGB XI) zur Folge; die DifferenzbetrÃ¤ge wÃ¤ren der KlÃ¤gerin nachzuzahlen.

a) Rechtsgrundlage von Klagebegehren der vorliegenden Art ist der jeweilige
Versorgungsvertrag (Â§Â§ 72, 73 SGB XI) iVm der Pflegesatzvereinbarung (Â§ 85
SGB XI). In diesem Fall ist maÃ�geblich der zum 1. Juli 1996 in Kraft getretene und
am 29. August 2000 modifizierte Versorgungsvertrag, den die KlÃ¤gerin mit den
LandesverbÃ¤nden der Pflegekassen in Nordrhein-Westfalen im Einvernehmen mit
dem Landschaftsverband Rheinland als Ã¼berÃ¶rtlichem TrÃ¤ger der Sozialhilfe
abgeschlossen hat (Â§ 72 Abs 2 Satz 1 SGB XI) und der fÃ¼r alle Pflegekassen im
Inland unmittelbar verbindlich ist (Â§ 72 Abs 2 Satz 2 SGB XI), sowie die
"Vereinbarung gemÃ¤Ã� Â§ 85 und Â§ 87 SGB XI Ã¼ber die VergÃ¼tung der
Leistungen der vollstationÃ¤ren Pflege und der Kurzzeitpflege" vom 25. Februar
1999 (Geltungsdauer: 1. Januar 1999 â�� 31. Oktober 2000) und vom 24. Oktober
2000 (Geltungsdauer: 1. November 2000 â�� 30. April 2002), wonach die KlÃ¤gerin
einen tÃ¤glichen Pflegesatz von 92,55 DM (ab 1. November 2000: 104,84 DM) in der
Pflegekasse II und 138,83 DM (ab 1. November 2000: 138,38 DM) in der
Pflegeklasse III berechnen durfte (jeweils Â§ 2 Abs 1 der Vereinbarung). Die
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Pflegekassen sind nach Â§ 72 Abs 4 Satz 3 SGB XI verpflichtet, die Leistungen der
Pflegeeinrichtung nach MaÃ�gabe der Vorschriften des Achten Kapitels (Â§Â§ 82 bis 
92a SGB XI) zu vergÃ¼ten. Dabei sind die Pflegesatzvereinbarungen (Â§ 85 SGB XI)
fÃ¼r das Pflegeheim sowie fÃ¼r die pflegebedÃ¼rftigen Heimbewohner und deren
KostentrÃ¤ger unmittelbar verbindlich (Â§ 85 Abs 6 Satz 1 SGB XI). Die leistungs-
und vergÃ¼tungsrechtlichen Vorschriften des oa Versorgungsvertrages und der oa
Pflegesatzvereinbarungen entsprechen den Vorgaben des Achten Kapitels des SGB
XI; zu Recht haben die Beteiligten insoweit auch keine Bedenken vorgetragen.

Bis zu den HÃ¶chstbetrÃ¤gen des Â§ 43 Abs 5 SGB XI steht den HeimtrÃ¤gern fÃ¼r
die vollstationÃ¤re Heimpflege der Versicherten ein unmittelbarer vertraglicher
Zahlungsanspruch gegen die Pflegekassen zu. Die Pflegeeinrichtungen werden
insoweit unmittelbar gemÃ¤Ã� ihren Verpflichtungen aus dem Versorgungsvertrag
und der Pflegesatzvereinbarung tÃ¤tig und erfÃ¼llen die den Pflegekassen
gegenÃ¼ber den Versicherten bestehende Sachleistungspflicht (Â§Â§ 4 Abs 1, 43
Abs 1 SGB XI). Die BetrÃ¤ge nach Â§ 43 Abs 5 SGB XI stehen den Versicherten nicht
als Geldleistung der sozialen Pflegeversicherung zu, wie es beim Pflegegeld fÃ¼r
selbst beschaffte Pflegehilfen (Â§ 37 SGB XI) der Fall ist, sondern den HeimtrÃ¤gern
als Entgelt der Pflegekassen fÃ¼r erbrachte Sachleistungen. Insofern ist die
Formulierung des Â§ 87a Abs 3 Satz 1 SGB XI, wonach "die dem pflegebedÃ¼rftigen
Heimbewohner nach den Â§Â§ 41 bis 43 SGB XI zustehenden LeistungsbetrÃ¤ge
von seiner Pflegekasse mit befreiender Wirkung unmittelbar an das Pflegeheim zu
zahlen" sind, missverstÃ¤ndlich. Eine Zahlung "mit befreiender Wirkung" kÃ¶nnte
nur insoweit erfolgen, als in den zivilrechtlichen HeimvertrÃ¤gen, die von den
Heimbewohnern mit den HeimtrÃ¤gern abgeschlossen werden (Â§ 5 HeimG), im
Einzelfall eine Regelung enthalten ist, dass die Heimbewohner von dem
HeimtrÃ¤ger auf das gesamte Pflegeentgelt (und nicht nur auf den von der
Pflegeversicherung nicht abgedeckten Teil) in Anspruch genommen werden
kÃ¶nnen, die Heimbewohner also hinsichtlich des Leistungsanteils der Pflegekassen
zumindest subsidiÃ¤r haften.

PflegesÃ¤tze sind nach Â§ 84 Abs 1 SGB XI die Entgelte der Heimbewohner und
ihrer KostentrÃ¤ger fÃ¼r die voll- oder teilstationÃ¤ren Pflegeleistungen des
Pflegeheimes sowie fÃ¼r die medizinische Behandlungspflege und die soziale
Betreuung. Dabei fallen unter den Sammelbegriff der sozialen Betreuung alle
Betreuungsleistungen, die nicht als Grundpflege, Behandlungspflege und
hauswirtschaftliche Versorgung angesehen werden kÃ¶nnen. Welcher Pflegesatz im
Einzelfall berechnet werden darf, richtet sich nach Â§ 84 Abs 2 SGB XI. Die
PflegesÃ¤tze mÃ¼ssen leistungsgerecht sein (Satz 1). Dazu werden sie nach dem
Versorgungsaufwand, den der PflegebedÃ¼rftige nach Art und Schwere seiner
PflegebedÃ¼rftigkeit benÃ¶tigt, in drei Pflegeklassen eingeteilt (Satz 2). Bei der
Zuordnung der PflegebedÃ¼rftigen zu den Pflegeklassen sind prinzipiell die
Pflegestufen gemÃ¤Ã� Â§ 15 SGB XI zu Grunde zu legen (Satz 3, 1. Halbsatz),
soweit nicht nach der gemeinsamen Beurteilung des MDK und der Pflegeleitung des
Pflegeheims die Zuordnung zu einer anderen Pflegeklasse notwendig oder
ausreichend ist (Satz 3, 2. Halbsatz).

Im vorliegenden Fall war die Versicherte bis zu ihrem Tode der Pflegestufe II
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zugeordnet, was nach Â§ 84 Abs 2 Satz 3, 1. Halbsatz SGB XI zur Folge hatte, dass
sie in die Pflegeklasse II einzustufen war. Ob eine HÃ¶herstufung in die Pflegeklasse
III gerechtfertigt war, wird das LSG unter BerÃ¼cksichtigung der nachstehenden
ErwÃ¤gungen zu ermitteln haben.

b) Dem HÃ¶herstufungsbegehren der KlÃ¤gerin steht allerdings nicht schon
entgegen, dass die Klage der Versicherten gegen die Ablehnung des
HÃ¶herstufungsantrages (Bescheid vom 30. Mai 2000; Widerspruchsbescheid vom
10. Oktober 2000) nach deren Tod zurÃ¼ckgenommen worden und der oa
Ablehnungsbescheid dadurch bestandskrÃ¤ftig geworden ist. Die im VerhÃ¤ltnis der
Versicherten bzw ihres potentiellen Rechtsnachfolgers zur Beklagten bindend
gewordene Einstufung der Versicherten in die Pflegestufe II entfaltet keine
Bindungswirkung im VerhÃ¤ltnis der KlÃ¤gerin zur Beklagten fÃ¼r die Zeit ab Mai
2000 bis zum Tode der Versicherten, um die es im vorliegenden Verfahren geht. Die
KlÃ¤gerin hat als Leistungserbringerin aus eigener Rechtsposition â�� nÃ¤mlich
dem Versorgungsvertrag iVm der Pflegesatzvereinbarung â�� und dem auf diesem
VertragsverhÃ¤ltnis beruhenden Anspruch als Pflegeheimbetreiberin auf
leistungsgerechte VergÃ¼tung (Â§ 82 Abs 1 Satz 1 Nr 1, Â§ 84 Abs 2 Satz 1 SGB XI)
ein Recht auf zutreffende EinschÃ¤tzung des Pflegebedarfs eines Versicherten und
auf Zahlung des sich daraus ergebenden Pflegesatzes. Im Rahmen der Klage eines
HeimtrÃ¤gers auf Zahlung eines hÃ¶heren Pflegesatzes, begrenzt auf den
Kostenanteil der sozialen Pflegeversicherung, ist demgemÃ¤Ã� inzident zu prÃ¼fen,
ob die Einstufung des Versicherten in die bisherige niedrigere Pflegestufe den
tatsÃ¤chlich erforderlichen Pflegebedarf korrekt widerspiegelt. Dies gilt
unabhÃ¤ngig davon, ob der Versicherte (oder dessen Rechtsnachfolger) ebenfalls
einen HÃ¶herstufungsantrag gestellt hat oder sich sogar gegen eine HÃ¶herstufung
wehrt.

c) Die Vorinstanzen haben zu Recht darauf hingewiesen, dass der KlÃ¤gerin als
HeimtrÃ¤gerin kein eigenes Recht zusteht, bei der Pflegekasse die Eingruppierung
eines Heimbewohners in eine hÃ¶here Pflegestufe zu beantragen, und sie ist
insoweit auch nicht klagebefugt (Castendiek in HK-SGG, 2003, Â§ 54 RdNr 43; Ulmer
in Hennig, SGG, Stand Februar 2004, Â§ 54 RdNr 80; Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer aaO Â§ 54 RdNr 14 i; aA Klie/Meysen NZS 2000, 222;
Kirchesch NZS 1998, 506). Die Vorschriften Ã¼ber die Feststellung der
PflegebedÃ¼rftigkeit und die Einordnung in die Pflegestufen (Â§Â§ 14, 15 SGB XI)
sowie Ã¼ber den Anspruch auf vollstationÃ¤re Heimpflege (Â§ 43 SGB XI) dienen
allein dem Interesse der Versicherten. Individualinteressen der HeimtrÃ¤ger werden
durch diese Bestimmungen nicht geschÃ¼tzt.

Der Gesetzgeber hat deutlich zum Ausdruck gebracht, dass er dem HeimtrÃ¤ger
nicht das Recht hat einrÃ¤umen wollen, das Recht eines Heimbewohners notfalls
gegen dessen Willen im eigenen Namen geltend zu machen. Den
Interessengegensatz zwischen dem Pflegeheim, das zur Durchsetzung seines
Anspruchs auf leistungsgerechte VergÃ¼tung (Â§ 82 Abs 1 Satz 1 Nr 1, Â§ 84 Abs 2
Satz 1 SGB XI) die HÃ¶herstufung eines Heimbewohners erreichen mÃ¶chte, und
vielen Versicherten, die wegen der drohenden hÃ¶heren Zuzahlung aus eigenen
Mitteln eine HÃ¶herstufung vermeiden mÃ¶chten und deshalb keinen
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HÃ¶herstufungsantrag (Â§ 33 SGB XI) stellen, hat der Gesetzgeber inzwischen
erkannt (vgl BT-Drucks 14/5395 S 36) und zum 1. Januar 2002 die â�� hier noch
nicht anwendbare â�� Vorschrift des Â§ 87a Abs 2 SGB XI geschaffen (vgl Gesetz
vom 9. September 2001, BGBl I S 2320), wonach ein Heimbewohner auf schriftliche
Aufforderung des HeimtrÃ¤gers verpflichtet ist, bei seiner Pflegekasse die
Zuordnung zu einer hÃ¶heren Pflegestufe zu beantragen (Satz 1). Wird der Antrag
nicht gestellt, kann der HeimtrÃ¤ger ab dem ersten Tag des zweiten Monats nach
der Aufforderung vorlÃ¤ufig den Pflegesatz nach der nÃ¤chsthÃ¶heren Pflegeklasse
berechnen (Satz 3). Erweist sich das HÃ¶herstufungsbegehren allerdings spÃ¤ter
als unberechtigt, hat das Pflegeheim den Ã¼berzahlten Betrag unverzÃ¼glich und
verzinst zurÃ¼ckzuzahlen (Satz 4). Diese Regelung zeigt zwar einen Weg auf, wie
ein HeimtrÃ¤ger seinen Anspruch auf leistungsgerechte VergÃ¼tung gegenÃ¼ber
dem Versicherten verfolgen kann. Sie gibt aber keine Antwort auf die Frage, was
geschieht, wenn der Versicherte das Verfahren nicht ernsthaft betreibt, einen
Bescheid ohne weiteres bestandskrÃ¤ftig werden lÃ¤sst oder seinen Antrag sogar
zurÃ¼cknimmt. Die Regelung ist deshalb nur unvollkommen geeignet, den
Interessen des Heimbetreibers gerecht zu werden, weil er weitgehend vom
Verhalten des Versicherten abhÃ¤ngig ist. Deshalb bleibt zur vollen Wahrung der
Interessen des Heimbetreibers nur die im vorliegenden Verfahren beschrittene
MÃ¶glichkeit einer VergÃ¼tungsklage gegen die Pflegekasse, in deren Rahmen die
Einstufung des Heimbewohners auf ihre Richtigkeit hin zu Ã¼berprÃ¼fen ist. Der
Gesetzgeber hat diese MÃ¶glichkeit mit der von ihm neu geschaffenen â��
unvollkommenen â�� Regelung des Â§ 87a Abs 2 SGB XI nicht ausschlieÃ�en
wollen.

Der Ã�berprÃ¼fung der Einstufung des Versicherten in die bisherige Pflegestufe im
Rahmen einer Zahlungsklage der vorliegenden Art steht nicht entgegen, dass der
Versicherte ggf einer hÃ¶heren Pflegestufe zugeordnet wird, ohne dies beantragt zu
haben. Ein VerstoÃ� gegen den Grundsatz, dass Sozialleistungen nur auf Antrag
gewÃ¤hrt werden, der nach Â§ 16 Sozialgesetzbuch â�� Allgemeiner Teil iVm Â§ 33
SGB XI auch im Recht der sozialen Pflegeversicherung gilt und dort sowohl die
erstmalige Einstufung und LeistungsgewÃ¤hrung als auch die spÃ¤tere
HÃ¶herstufung erfasst (Schuldzinski in LPK-SGB XI, 2. Aufl 2003, Â§ 33 RdNr 4, 12
sowie Richter in LPK-SGB XI aaO Â§ 87a RdNr 11), liegt nicht vor. Der
Antragsgrundsatz wird im Bereich der sozialen Pflegeversicherung auch an anderer
Stelle durchbrochen. So sieht schon Â§ 84 Abs 2 Satz 3, 2. Halbsatz SGB XI mit der
AbrechnungsmÃ¶glichkeit nach einer hÃ¶heren Pflegeklasse bei
Ã¼bereinstimmender Beurteilung des Umfangs des Pflegebedarfs durch die
Pflegeleitung des Pflegeheims und den MDK ebenfalls eine â�� dann in einem
entsprechenden Ã�nderungsbescheid zu dokumentierende â�� HÃ¶herstufung nach
den Â§Â§ 14, 15 SGB XI ohne Antragstellung des Versicherten vor. Auch aus Â§ 87a
Abs 2 SGB XI ergibt sich, dass ein Antrag des Versicherten entbehrlich sein kann.
Die Pflegekassen sind bei verweigerter Antragstellung des Versicherten berechtigt,
den Pflegebedarf nach Â§ 18 SGB XI â�� von Amts wegen â�� durch den MDK
Ã¼berprÃ¼fen zu lassen. BestÃ¤tigt das Pflegegutachten des MDK die
Voraussetzungen der hÃ¶heren Pflegestufe, muss aus dieser Regelung gefolgert
werden, dass sich das Recht zur vorlÃ¤ufigen Berechnung des hÃ¶heren
Pflegesatzes in einen endgÃ¼ltigen Anspruch des HeimtrÃ¤gers umwandelt und die
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Pflegekasse verpflichtet ist, dem Versicherten einen Ã�nderungsbescheid Ã¼ber die
Leistungsbewilligung nach der hÃ¶heren Pflegestufe zu erteilen, womit seine
Mehrbelastung jedenfalls teilweise ausgeglichen wird. Wenn somit das
Antragsprinzip gegenÃ¼ber dem Recht des HeimtrÃ¤gers in diesen FÃ¤llen
zurÃ¼cktreten muss, hat dies ebenso fÃ¼r die HÃ¶herstufung eines Versicherten
im Rahmen einer Zahlungsklage der vorliegenden Art zu gelten, zu der es nur
kommt, wenn sich die Pflegekasse vorprozessual der HÃ¶herstufung entgegen
gestellt hat.

d) Im vorliegenden Fall sind noch tatsÃ¤chliche Feststellungen zu der Frage zu
treffen, ob eine Einstufung der Versicherten in die Pflegestufe III vom Mai 2000 bis
zu ihrem Tode hÃ¤tte erfolgen mÃ¼ssen, weil ihr Hilfebedarf im Bereich der
Grundpflege den fÃ¼r die Pflegestufe III erforderlichen tÃ¤glichen Umfang von 240
Minuten erreichte. Schon in der KlagebegrÃ¼ndung vom 10. Mai 2001 ist unter
mehrfachem Beweisantritt vorgetragen worden, dass die Versicherte infolge ihrer
Antriebsarmut, ihrem stÃ¤ndigen Abwehrverhalten und der damit verbundenen
depressiven Stimmungslage bei allen Verrichtungen stark verlangsamt gewesen sei
und unter Halluzinationen gelitten habe, was im Bereich der KÃ¶rperpflege einen
deutlich hÃ¶heren Pflegeaufwand als vom MDK festgestellt erfordert habe.
ZusÃ¤tzlich habe ein erheblicher Pflegeaufwand durch Hilfen beim hÃ¤ufigen Harn-
und Stuhldrang â�� auch wÃ¤hrend der Nacht â�� bestanden. Bei der
Nahrungsaufnahme seien das mundgerechte Zubereiten der Mahlzeiten sowie
vereinzelt auch die Verabreichung von Zwischenmahlzeiten sehr zeitaufwÃ¤ndig
gewesen; im Bereich der MobilitÃ¤t sei wegen der Unsicherheit und Ã�ngstlichkeit
der Verstorbenen ebenfalls ein erheblicher und bis jetzt noch nicht anerkannter
Pflegeaufwand zu berÃ¼cksichtigen. Insgesamt sei durch die im Heim gefÃ¼hrte
Pflegedokumentation ein durchschnittlicher Pflegeaufwand von 376 Minuten pro Tag
nachweisbar. Ob diese Behauptungen der KlÃ¤gerin zutreffen, wird das LSG zu
ermitteln haben. Bejahendenfalls ist der Klage stattzugeben, anderenfalls ist sie
abzuweisen. Soweit die KlÃ¤gerin allerdings einen deutlich gesteigerten Bedarf der
Versicherten an psychischer und psychosozialer Betreuung wegen ihres Verhaltens
bei Angst- und SpannungszustÃ¤nden anfÃ¼hrt, der je nach den Gegebenheiten
des Einzelfalls als soziale Betreuung oder als Behandlungspflege qualifiziert werden
kann und von ihr ebenfalls fÃ¼r das Begehren auf Einordnung in die Pflegeklasse III
geltend gemacht wird, kann dies bei der Berechnung des Pflegebedarfs und der
Zuordnung zu einer Pflegestufe nicht berÃ¼cksichtigt werden, weil hierfÃ¼r auch
bei vollstationÃ¤rer Heimpflege stets nur der Hilfebedarf bei den Verrichtungen der
Grundpflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung nach den Â§Â§ 14, 15 SGB XI
in Ansatz gebracht werden darf, nicht aber der Zeitaufwand fÃ¼r die soziale
Betreuung und die Behandlungspflege (BSGE 85, 278, 281 = SozR 3-3300 Â§ 43 Nr
1; stRspr).

e) Die KlÃ¤gerin stÃ¼tzt ihr HÃ¶herstufungsbegehren aber nicht nur auf die
unzutreffende Einordnung der Versicherten in die Pflegestufe II, sondern
unabhÃ¤ngig davon auch auf die MÃ¶glichkeit der HÃ¶herstufung gemÃ¤Ã� Â§ 84
Abs 2 Satz 3, 2. Halbsatz SGB XI. Danach kann ein PflegebedÃ¼rftiger einer von der
Pflegestufe abweichenden Pflegeklasse zugeordnet werden, wenn dies nach der
gemeinsamen Beurteilung der Pflegeleitung des Pflegeheims und des MDK
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notwendig (dann HÃ¶herstufung) oder ausreichend (dann Herabstufung) ist. Daraus
folgt aber nicht, dass wegen des Aufwands an Behandlungspflege und sozialer
Betreuung eine HÃ¶herstufung erfolgen kann. Vielmehr kann auch bei den
Pflegeklassen nur der Hilfebedarf bei der Grundpflege und der hauswirtschaftlichen
Versorgung berÃ¼cksichtigt werden. Pflegestufe und Pflegeklasse sind insoweit
"zwei Seiten derselben Medaille". FÃ¼r eine BerÃ¼cksichtigung von
Behandlungspflege und sozialer Betreuung wÃ¼rde es auch an jeglichem MaÃ�stab
fehlen, welches MaÃ� erforderlich ist, um im Einzelfall eine HÃ¶herstufung zu
rechtfertigen, weil bei nahezu allen Heimbewohnern ein gewisses MaÃ� an solchen
Pflegeleistungen anfÃ¤llt und eine volle zeitliche BerÃ¼cksichtigung dieser
Pflegeleistungen wie bei Leistungen der Grundpflege regelmÃ¤Ã�ig zu einer
HÃ¶herstufung fÃ¼hren wÃ¼rde, was vom Gesetz aber offensichtlich nicht gewollt
ist. Der Regelfall sollte die Koppelung der Pflegestufe mit der Pflegeklasse sein.
Allerdings ist einzurÃ¤umen, dass damit der tatsÃ¤chlich im Heim anfallende
Pflegeaufwand nur unzureichend erfasst wird. Schon fÃ¼r die hÃ¤usliche Pflege
beschreiben die in Â§ 14 SGB XI genannten Verrichtungen im Ablauf des tÃ¤glichen
Lebens nur einen Ausschnitt aus dem Alltagsleben, der als MaÃ�stab fÃ¼r den
Umfang der PflegebedÃ¼rftigkeit gilt, dem tatsÃ¤chlichen Pflegebedarf aber
dennoch eher gerecht wird als bei der Heimpflege, weil im Gegensatz zu dieser die
Behandlungspflege im hÃ¤uslichen Bereich im Wesentlichen durch die
Krankenversicherung gewÃ¤hrleistet wird und soziale Betreuung im eigenen
Haushalt in geringerem Umfang erforderlich ist. Dies fÃ¼hrt aber nicht dazu, dass
bei Heimpflege der fÃ¼r die Pflegestufen gÃ¼ltige MaÃ�stab zur Differenzierung
des Pflegeaufwands nach Pflegeklassen gÃ¤nzlich ungeeignet und damit
willkÃ¼rlich wÃ¤re. Dieser MaÃ�stab hat insbesondere nicht zur Folge, dass damit
keine leistungsgerechte VergÃ¼tung des Heimbetreibers fÃ¼r seine
Pflegeleistungen mehr ermÃ¶glicht wÃ¼rde. Denn damit wird nur die Verteilung der
PflegebedÃ¼rftigen auf die einzelnen Pflegeklassen gesteuert, nicht aber
festgelegt, wie die VergÃ¼tung in den einzelnen Pflegeklassen ausfÃ¤llt. Diese
richtet sich vielmehr nach den im Einzelnen auszuhandelnden PflegesÃ¤tzen, die
zwischen den einzelnen Pflegeklassen durchaus eine andere Spreizung vorsehen
kÃ¶nnen als bei den Pflegestufen und den damit verbundenen
LeistungsansprÃ¼chen des Versicherten. Der in den jeweiligen Pflegeklassen
insgesamt anfallende Pflegeaufwand lÃ¤sst sich auf Grund von Erfahrungswerten
auch vorausschauend kalkulieren und in die zur Kostendeckung jeweils
erforderlichen PflegesÃ¤tze umrechnen.

f) Soweit der erkennende Senat in seinem Urteil vom 10. Februar 2000 â�� B 3 P
12/99 R â�� (BSGE 85, 278 = SozR 3-3300 Â§ 43 Nr 1) ausgefÃ¼hrt hat,
Behandlungspflege und soziale Betreuung kÃ¶nnten unter bestimmten
Voraussetzungen bei der Einordnung eines Versicherten in eine Pflegeklasse
berÃ¼cksichtigt werden, ist daran nicht festzuhalten. Der damaligen Entscheidung
lag die ErwÃ¤gung zu Grunde, dass es Pflegesatzvereinbarungen (Â§ 85 SGB XI)
geben kÃ¶nnte, bei denen die PflegesÃ¤tze entweder noch keinen oder aber einen
â�� gemessen an den Erfahrungswerten â�� deutlich zu geringen Anteil fÃ¼r die
soziale Betreuung und die Behandlungspflege enthalten, sodass dem Grundsatz der
leistungsgerechten VergÃ¼tung (Â§ 82 Abs 1 Satz 1 Nr 2, Â§ 84 Abs 2 Satz 1 SGB XI
) im Einzelfall nur unzureichend Rechnung getragen werden kÃ¶nnte (Â§ 84 Abs 2

                            11 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/14.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20P%2012/99%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20P%2012/99%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2085,%20278
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-3300%20§%2043%20Nr%201
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/85.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/84.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/84.html


 

Satz 3, 2. Halbsatz SGB XI). Diese BefÃ¼rchtung besteht aus heutiger Sicht nicht
mehr. Seit dem Jahre 2002 sind nach Â§ 80a SGB XI Leistungs- und
QualitÃ¤tsvereinbarungen mit den Pflegeheimen abzuschlieÃ�en, in denen ua die
Struktur und die voraussichtliche Entwicklung des zu betreuenden Personenkreises,
gegliedert nach Pflegestufen, dem besonderem Bedarf an Grundpflege,
Behandlungspflege und sozialer Betreuung (Â§ 80a Abs 2 Satz 1 Nr 1 SGB XI), Art
und Inhalt der erwarteten Leistungen (Nr 2), die personelle und sÃ¤chliche
Ausstattung sowie der Qualifikation der Mitarbeiter (Nr 3) festzulegen sind. Der
Abschluss solcher Leistungs- und QualitÃ¤tsvereinbarungen ist ab 1. Januar 2002,
bei zu jenem Zeitpunkt schon zugelassenen Pflegeheimen ab 1. Januar 2004
Voraussetzung fÃ¼r den Abschluss einer Pflegesatzvereinbarung (Â§ 80a Abs 1 SGB
XI). Im Rahmen des Pflegesatzverfahrens hat das Pflegeheim Art, Inhalt, Umfang
und Kosten der Leistungen, fÃ¼r die es eine VergÃ¼tung beansprucht, durch
Pflegedokumentationen und andere geeignete Nachweise darzulegen (Â§ 85 Abs 3
SGB XI). Damit ist nunmehr sichergestellt, dass die PflegesÃ¤tze auch die auf die
soziale Betreuung und die Behandlungspflege entfallenden Leistungsanteile der
Pflegeheime hinreichend abbilden.

Der Einwand, durch die Bindung der Pflegeklasse an die Pflegestufe wÃ¼rden die
von der KlÃ¤gerin zu erbringende Behandlungspflege und soziale Betreuung nicht
vergÃ¼tet, erweist sich vor diesem Hintergrund als nicht gerechtfertigt. Die
PflegesÃ¤tze sind PauschalvergÃ¼tungen, die den gesamten Pflegeaufwand
abgelten. Die KlÃ¤gerin hat es â�� wie jeder HeimtrÃ¤ger â�� in der Hand, den
Pflegeaufwand, der durchschnittlich in den einzelnen Pflegeklassen anfÃ¤llt, zu
kalkulieren und in die Pflegesatzverhandlungen einzubringen. Sofern ihre
kalkulierten PflegesÃ¤tze marktgerecht sind, wird sie diese durchsetzen kÃ¶nnen.
Im Wettbewerb wird sie nicht benachteiligt, weil auch die Mitbewerber gleichen
Bedingungen unterliegen. Sofern tatsÃ¤chlich einmal ein ungewÃ¶hnlicher, nicht
vorhersehbarer Mehraufwand bei mehreren Heimbewohnern auftritt und dieser
auch in der Zukunft zu erwarten ist, kÃ¶nnen Mehrkosten bei den nÃ¤chsten
Pflegesatzverhandlungen geltend gemacht werden. In der Regel ist aber eher davon
auszugehen, dass sich FÃ¤lle mit Ã¼bermÃ¤Ã�igem Aufwand an
Behandlungspflege und sozialer Betreuung ausgleichen mit FÃ¤llen, in denen dieser
Aufwand unterdurchschnittlich gering ist. Der vorliegende Fall ist zudem nicht
atypisch, sondern betrifft eine Situation, die in Pflegeheimen bei Demenzpatienten
im Endstadium der Krankheit immer wieder vorkommt und deshalb nicht
unvorhersehbar ist.

3. Das LSG wird auch Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden
haben.

Erstellt am: 16.01.2006

Zuletzt verändert am: 20.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            12 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/84.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/80a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/80a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/80a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/80a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/85.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/85.html
http://www.tcpdf.org

